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Verträge zwischen Staat und Unternehmen oenlegen!
Das Interesse der Ö¤entlichkeit an solchen Verträgen ist groß, die Bereitschaft 
der Vertragspartner an der O¤enlegung aber gering. Oft wird zivilrechtlich Ver-
traulichkeit zugesichert, um die O¤enlegung zu vermeiden. 
Hier müssen die Interessen der Bürgerinnen und Bürger auf die demokratische 
Kontrolle der Verwendung ihrer Steuergelder Vorrang vor den Geheimhaltungs-
interessen der ö¤entlichen Hand und des privaten Dienstleisters haben. Von 
besonderem Interesse ist auch die Verwendung ö¤entlicher Gelder bei ö¤ent-
lichen Vergaben. 
 
Der Vorschlag der GRÜNEN-Landtagsfraktion:  
Informationsfreiheit in die Sächsische Verfassung!
Die GRÜNE-Fraktion schlägt vor, in Artikel 34 der Sächsischen Verfassung, der 
bisher nur einen Anspruch auf Auskunft zu Umweltdaten regelt, ein allge-
meines Informationsgrundrecht zu verankern. Damit würde auch in Sachsen 
die Scha¤ung eines Informationsfreiheitsgesetzes für sächsische Staats- und 
Kommunalbehörden notwendig. Jede Bürgerin und jeder Bürger kann sich 
dann unmittelbar auf die Verfassung berufen, um bei Kommune oder Freistaat 
Informationsansprüche geltend zu machen. 
Das Informationsgrundrecht soll für alle Daten der staatlichen und kommunalen 
Verwaltung, der kommunal oder staatlich beherrschten Gesellschaften und für 
Daten der Staatsregierung gelten. Denn diese Daten sind mit Hilfe von Steuer-
geldern im Interesse des Gemeinwohlauftrags der Verwaltung zusammen- 
getragen worden. Informationsfreiheit ist ein Bürgerrecht, das die Wahrneh-
mung demokratischer Rechte und die Kontrolle der Exekutive fördert sowie der 
Korruption vorbeugt. 
Das Informationsgrundrecht darf nicht durch überhöhte Gebühren und Aus-
lagen für den Antragstellenden eingeschränkt werden.
Liebe Leserin, lieber Leser,
Wissen ist Macht! Daher sollte der Zugang zu Informationen von Behörden selbst-
verständliches Bürgerinnen- und Bürgerrecht in einer o¤enen demokratischen 
Gesellschaft sein. Wer keine Informationen hat, kann schwerlich entscheiden, ob 
sie oder er Rechte geltend macht, sich an bestimmten Prozessen und Planungen 
beteiligen will, oder ob und wie sie oder er sich gegen Behördenhandeln wehrt. 
Auch beugen Informationsansprüche der Bürgerinnen und Bürger sowie Trans- 
parenzp®ichten der Behörden Filz und Korruption vor. Enthüllungs- und Informa- 
tionsplattformen wie WikiLeaks, NSULeaks und ZeitLeaks aber auch der erfolg-
reiche Volksentscheid in Berlin zur O¤enlegung der „Wasserverträge“ zeigen das 
große Interesse der Ö¤entlichkeit an Informationen, die in Behörden schlummern. 
Die Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN will „Gläserne Behörden“ statt 
„Gläserne Bürgerinnen und Bürger“. Doch die seit 20 Jahren in Sachsen regierende 
CDU hat bisher alle Initiativen im Landtag zur Einführung eines Informations- 
freiheitsgesetzes abgelehnt. Sachsen ist damit eines der wenigen Bundesländer, 
das seinen Bürgerinnen und Bürgern ein gesetzlich verbrieftes Recht auf Zugang 
zu Informationen von Landes- und Kommunalbehörden verweigert. 
Die Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
setzt sich daher bei den aktuellen Verhand-
lungen zur Modernisierung der Sächsischen 
Verfassung für die Verankerung eines Grund-
rechts auf Informationsfreiheit ein.
Forderungen der GRÜNEN-Landtagsfraktion:
1. Das bestehende Grundrecht auf Auskunft zu Umweltfragen in der Sächsischen 
Verfassung ist auf ein allgemeines Informationsgrundrecht auszuweiten
2. Der Informationsanspruch gilt für jeden und für alle Daten der 
Staatsregierung, der Behörden des Freistaates, der Gemeinden und Kreise 
sowie für Unternehmen, die durch die ö¤entliche Hand beherrscht werden
3. Das Informationsgrundrecht darf nicht durch überhöhte Gebühren 
und Auslagen für den Antragstellenden eingeschränkt werden
4. Das Informationsgrundrecht gegenüber staatlichen Stellen darf nur 
durch überwiegende rechtlich geschützte Rechte Dritter (Datenschutz 
oder Betriebsgeheimnisse), den Geheimnisschutz sowie den 
Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung beschränkt werden
5. Soweit Akteneinsicht aufgrund überwiegender anderer Interessen 
ausgeschlossen ist, ist möglichst Auskunft zu erteilen
6. Der Informationsanspruch muss auch für Verträge der kommunalen 
Daseinsvorsorge, etwa mit eingeschalteten Dienstleistern, gelten
7. Die Informationsbereitstellung durch Behörden muss verbessert 
werden und nach „open data“-Grundsätzen durchgeführt werden
Wissen Sie, was die Behörden wissen?
Die Informationsfreiheit ist in Deutschland unzureichend und verwirrend ge-
regelt. Im Bund und in zehn Bundesländern, nicht aber in Sachsen, bestehen 
Informationsfreiheitsgesetze, die die jeweiligen Bundes- und Landesbehörden 
zur Auskunft verp®ichten. Zudem bestehen von der Rechtsprechung entwickelte 
Informationsansprüche sowie das Umweltinformations- und das Verbraucher-
informationsgesetz. Schließlich verabschieden immer mehr Kommunen Informa-
tionsfreiheitssatzungen, z. B. Leipzig und Dresden. Da Satzungen aber nur für den 
eigenen Wirkungskreis der jeweiligen Kommune gelten, ist ihre Reichweite nur 
begrenzt und ersetzt nicht die überfällige Regelung auf Landesebene.
Haben wir kein Recht auf Informationen 
der öentlichen Hand? 
Im Grundgesetz ist in Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 das Recht verankert, „sich aus all-
gemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten“. Da Behördenakten 
aber nicht „allgemein zugänglich“ sind, besteht kein bundesverfassungsrecht-
liches, allgemeines Grundrecht auf Informationsfreiheit. 
Die GRÜNE-Bundestagsfraktion hat Ende Mai 2012 einen Antrag auf Einführung 
eines Grundrechts auf Informationsfreiheit ins Grundgesetz in den Bundestag 
eingebracht. Der Verfassungsvorschlag sieht einen grundrechtlichen Anspruch 
auf Informationen ö¤entlicher und privater Stellen vor, soweit sie ö¤entliche 
Aufgaben wahrnehmen. Erfasst sind auch Kommunen, Körperschaften, Stif-
tungen, Anstalten und ö¤entliche Unternehmen. Zudem soll der Staat beauf-
tragt werden, einen Informationszugang im überwiegenden Interesse der 
Allgemeinheit, insbesondere des Verbraucher- und Umweltschutzes, auch 
gegenüber nichtö¤entlichen Stellen zu gewährleisten.
In den Bundesländern enthält allein die brandenburgische Verfassung ein all-
gemeines Akteneinsichtsrecht. Im November 2011 sprach sich die Konferenz der 
Informationsfreiheitsbeauftragten von Bund und Ländern für die Aufnahme der 
Informationsfreiheit ins Grundgesetz und in die Landesverfassungen aus. 
open data – Worum geht’s ?
Das Konzept von „open data“ sieht vor, dass Daten ö¤entlicher Stellen für 
jedermann frei und leicht möglichst in digitalisierter Form und standardisier-
ten Formaten von den Verwaltungen verö¤entlicht werden. Dies kann nicht für 
personenbezogene Daten oder solche Daten gelten, deren Verö¤entlichung 
überwiegende Belange entgegen stehen. Bisher einzigartig ist die gesetzliche 
Regelung von „open data“-Grundsätzen in Paragraf 10 des Hamburger Transpa-
renzgesetzes.www.gruene-fraktion-sachsen.de
